
Von Michael Donnermeyer

Eva Högl gegen Frank Henkel und 
Öczan Mutlu, Martin Schulz ge-

gen Angela Merkel – das ist die Mit-
te-Aufstellung zur Bundestagswahl 
am 24. September. Die Spannung 
steigt nicht nur bei Parteien und 
Kandidat*innen, sondern auch in der 
Öffentlichkeit. Zuletzt wurde ja aus  
manchem Umfragesieg noch eine def-
tige Niederlage und umgekehrt. In-
sofern ist das Volk immer für eine 
Überraschung gut und die wahlkämp-
fenden Parteien tun gut daran, bis zu-
letzt um jede Stimme zu werben.

In den letzten Wochen vor der Wahl 
schauen viele mit besonderem Interesse 
auf die beliebte Frage „Wer mit wem?“. 
Folgt man der reinen Lehre, sollte eine 
Große Koalition immer die Ausnah-
me von der Regel sein – eine klare Rol-
lenverteilung zwischen Regierung und 
Opposition wird allgemein für bes-
ser in der Demokratie gehalten. Doch 
schaut man auf die Umfragen, steht die 
GroKo, wie sie im Politjargon fast lie-
bevoll genannt wird, bei den Menschen 
noch relativ am besten da: Keine abso-
lute Mehrheit, aber alle anderen Kon-
stellationen erreichen noch weniger 
Zustimmung.

Woran das liegt? Die Wahlforschung 
hat dafür eine brauchbare Erklärung. 
Rings um uns herum sind die Länder 
gespalten. Aus dieser Uneinigkeit fol-
gen Instabilität und Zustände, die man 
in Deutschland nicht haben will. Die 
USA sind tief geteilt und brachten den 
unbeliebten Trump und sein sprung-
haftes „governmentbytwitter“. Die Bre-
xit-Abstimmung in Großbritannien hat 
gezeigt, wohin ein auf die Spitze getrie-
benes Auseinandertreiben führen kann – 
nämlich in  Schwäche und Zwietracht. 
Frankreich gibt mit der Wahl von Ma-
cron ein Zeichen des Optimismus, aber 
auch das im Bewusstsein des Krisen-
modus, in dem sich unser Nachbar be-
findet. Oder nach Osten geschaut: Da 
kratzt eine nationalpopulistische Partei 
an der Gewaltenteilung in Polen und 
damit an den Grundfesten der Demo-
kratie. Dagegen erscheint die Zusam-
menarbeit der großen politischen Kräf-
te vielen in Deutschland als Garant von 
Stabilität und Sicherheit.

Dagegen gibt es auch eine andere 
Optik auf die Groko, nicht nur bei den 

Oppositionsparteien: Bis in die CDU 
und SPD hinein sagen viele, dass die 
Große Koalition nicht von Dauer sein 
sollte. Umso interessanter die Frage, wer 
denn in Zukunft mit wem regieren soll. 
Rot-rot-grün wie in Berlin und Thürin-
gen? Jamaika wie in Schleswig-Holstein? 
Ampel wie in Rheinland-Pfalz? Schwarz-
grün oder grün-schwarz wie in Hessen 
und Baden-Württemberg? Oder doch 
schon wieder schwarz-gelb wie jetzt er-
neut in Nordrhein-Westfalen? Es gibt in 
der politischen Landschaft nichts, was es 
nicht schon gibt. 

Deswegen wird in den letzten Wo-
chen die Koalitionsfarbe eine immer 
wichtigere Entscheidungsfrage: Wer 
hat eine Machtoption mit wem? Mar-
tin Schulz kämpft dafür, Angela Mer-
kel abzulösen. Mit welchen Partnern 
kann oder könnte er es schaffen? Auf 

der anderen Seite: Mit wem will Angela 
Merkel im Falle eines Sieges weiter re-
gieren? Mit Lindner, Özdemir/Göring-
Eckart, gar beiden? Oder doch wieder 
mit der SPD? Diese Fragen sind offener 
als manche denken und daher bleibt es 
spannend.

Auch in Mitte ist der Kampf um 
das Direktmandat nicht entschieden: 
Favoritin ist die Inhaberin des Direkt-
mandats  Eva Högl von der SPD. Sie 
hatte es 2009 und 2013 geschafft und 
will nun den Hattrick. Dagegen laufen 
an: Ex-CDU-Chef und Ex-Landesvor-
sitzender Frank Henkel. Er muss di-
rekt gewinnen, denn seine CDU hat 
ihn nach der verlorenen Abgeordneten-
hauswahl 2016 kalt sitzen lassen und 
ihm nicht mal einen Listenplatz an-
geboten. Keineswegs Außenseiter im 
Wahlkreis 75 ist Öczan Mutlu von den 

Grünen, die in den Innenstadtbezirken 
auf einen stabilen Wählerstamm zäh-
len können. Auf der ganz rechten Au-
ßenbahn kandidiert Beatrix von Storch 
für die AfD, die von allen anderen be-
kämpft wird – ihre einschlägigen Aus-
sagen gegen all das, was Mitte attraktiv 
und lebenswert macht, sprechen da ge-
gen sich selbst.

Die Themen, um die es geht, sind 
klar: Wohnen, Sicherheit – worunter 
viele Vieles verstehen – und auch ganz 
grundsätzlich die Zukunft der Demo-
kratie. Viele Menschen spüren, dass 
es bei dieser Wahl um was geht, dass 
die Demokratie unter Druck steht. 
Das beste Mittel dagegen ist eine hohe 
Wahlbeteiligung, damit die demokra-
tisch gewählten Institutionen gestärkt 
werden. Deswegen: Wählen gehen am 
24. September.  

Die Schülerzahlen in Berlin stei-
gen stetig. Allein in Mitte sind 

im Vergleich zum letzten Jahr 115 
Kinder mehr eingeschult worden. 
Auch in den nächsten Jahren wer-
den  die Grundschulen immer grö-
ßere Schülerzahlen aufnehmen müs-
sen. Schon jetzt platzen viele Schulen 
aus allen Nähten. Doch zumindest an 
der Papageno-Grundschule ist Besse-
rung in Sicht: Der von Schulsenato-
rin Sandra Scheres (SPD) im vergan-
genen Sommer auf den Weg gebrachte 
modulare Ergänzungsbau ist rechtzei-
tig zum Schuljahresbeginn 2017/2018 
fertig geworden. 

Der nach einem Baukastensystem er-
richtete Zweckbau hat mit 3,3 Mio. Euro 
zu Buche geschlagen. Auf drei Stockwer-
ken fasst er künftig zwölf zusätzliche Un-
terrichtsräume. Einziehen dürfen dort 
die Schülerinnen und Schüler der 4. - 6. 
Klasse. Damit wird im Hauptgebäude 
mehr Platz für die jüngeren Schülerinnen 
und Schüler geschaffen.

Ganz besonders glücklich sind die 
jetzigen Viertklässler, die im vergan-
genen Schuljahr in den unbeliebten 

„Containern“ unterrichtet wurden. 
Diese waren vorübergehend aufge-
stellt worden, um die unbefriedigen-
de Situation bis zur Fertigstellung des 
Ergänzungsbaus zu entzerren. Geplant 

ist, dass in den Ergänzungsbau zu-
nächst die Kantine einzieht, bis die 
für sie vorgesehene Fläche umgebaut 
ist. Denn nicht nur Klassenräume feh-
len – die Kinder brauchen auch mehr 

Platz zum Essen und zum Spielen im 
Hort. Die sanitären Anlagen müs-
sen ebenfalls an die steigenden Schü-
lerzahlen angepasst werden. Entspre-
chende Erweiterungsmaßnahmen sind 

daher auch in diesen Bereichen erfor-
derlich. Der Ergänzungsbau hat auch 
entlastende Wirkung für den gesamten 
Bezirk. Wenn an der Papageno-Schu-
le mehr Schülerinnen und Schüler auf-
genommen werden können, sinkt der 
Druck auf die anderen Grundschulen 
in unmittelbarer Nähe – dazu gehö-
ren die Grundschule am Arkonaplatz, 
die Grundschule Neues Tor und die 
Grundschule am Koppenplatz. 

Dennoch wird der Mehrbedarf in 
der Planungsregion Brunnenstraße 
nach Angaben der Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie nur zum 
Teil abgedeckt. Zusätzliche Erweite-
rungsmaßnahmen an Bestandsschulen 
sind daher u.a. an der Schule am Kop-
penplatz geplant. 
Zumindest an der Papageno-Schule 
wird das kommende Schuljahr deutlich 
entspannter sein – in erster Linie natür-
lich für die Schülerinnen und Schüler, 
aber ebenso für die Lehrkäfte. Auch die 
Eltern, die sich für die Lösung stark ge-
macht habeng, sind zufrieden mit dem 
Ergänzungsbau. 

Birgit Neumann

 

Endlich mehr Platz für die Papageno-Grundschüler 
Modularer Neubau mit zwölf weiteren Klassenräumen zum Schuljahresbeginn fertig gestellt

parallel zur Bundestagswahl 2017 stim-
men Sie am 24. September auch über den 
Volksentscheid zur Zukunft des Flughafen 
Tegels ab. Auch ich habe seinen Komfort 
zu schätzen gelernt: Man ist aus Mitte re-
lativ schnell dort und bis zum Abfluggate 
hat man  im Vergleich zu den meisten an-
deren Flughäfen einen kurzen Weg. War-
um soll man also nicht einfach den Flugha-
fen offenhalten und alles bleibt wie bisher? 

So einfach ist das leider nicht. Erstens wer-
den mit Eröffnung des neuen Hauptstadt-
flughafens die meisten Airlines ihre Flüge 
dorthin verlagern. Damit sinkt im Fall der 
Offenhaltung die Profitabilität von Tegel 
und man muss dann in den meisten Fällen 
trotzdem nach Schönefeld. Zweitens ent-
spricht Tegel schon lange nicht mehr dem 
Standard eines modernen Hauptstadtflug-
hafens. Gebäude, Technik und Startbahn 
müssten aufwendig saniert werden. Drit-
tens würden die gesetzlichen Regelungen 
aufwendige Lärmschutzmaßnahmen für die 
Bewohnerinnen und Bewohner in der Ein-
flugschneise erforderlich machen. Das alles 
würde zu Zusatzausgaben in Milliardenhö-
he führen, die dann bei den dringend be-
nötigten Investitionen in Schulen oder die 
Verkehrsinfrastruktur schmerzhaft fehlen.

Im Gegensatz dazu würden bei einer 
Schließung die Flächen des Flughafens 
sinnvoll genutzt. Ein neuer Technologies-
tandort ist geplant, der 20.000 neue Ar-
beitsplätze in die Stadt bringen soll. Die 
Beuth Hochschule will in Tegel einen neu-
en Standort errichten, denn der Platz in 
den alten Gebäuden in Mitte reicht nicht 
mehr aus. Zusätzlich sollen 9.000 neue 
Wohnungen gebaut werden, die Hälfte 
davon durch städtische Wohnungsbauge-
sellschaften mit günstigen Mieten. Weiter-
hin sind sechs Kitas, eine neue Grundschu-
le und ein Jugendfreizeitheim geplant. Die 
Gefahr, dass Tegel geschlossen wird bevor 
der BER ans Netz geht ist übrigens gleich 
Null: Eine Übergangszeit von sechs Mona-
ten ist fester Bestandteil der Planungen.

Mein Vorschlag: Stimmen Sie am 24. Sep-
tember gegen die Offenhaltung des Flug-
hafen Tegels. Stimmen Sie mit Nein!

Mit besten Grüßen 

Dr. Martin Vogt
Vorsitzender SPD Rosenthaler Vorstadt

Weil was auf dem Spiel steht 
Heiße Phase des Bundestagswahlkampfes –  

Spannender Wahlkreis in Mitte
Liebe NachbariNNeN 
uNd NachbarN,
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Foto: die hoffotografen

bitte lächeln: SPd-Spitzenkandidatin eva högl startete mit guter Laune, berlins regierendem bürgermeister und SPd-chef Michael Müller und 
engagierten SPd-Wahlkämpern in die heiße Wahlkampfphase. ihr klares Ziel: den hattrick mit dem direktmandat für berlin-Mitte schaffen und 
dafür sorgen, dass die Sozialdemokraten in der hauptstadt stärkste Partei werden.                                                           Foto: ralf höschele

Noch stehen die bagger vor der Papageno-Grundschule, doch die arbeiten am ergänzungsbau werden abgeschlossen sein, wenn das neue Schul-
jahr am 4. September 2017 beginnt. Zunächst soll in das neue Gebäude die Kantine einziehen.             Foto: birgit Neumann
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Im Juli 2014 hat die Koep-
johann’sche Stiftung das Haus 

in der Tieckstraße 17 per Erbbau-
rechtsvertrag von der Evangeli-
schen Kirchengemeinde am Wein-
berg übernommen, um dort einen 
weiteren Standort für Frauenprojek-
te zu entwickeln. Der Vertrag sieht 
vor, dass die Stiftung das Gebäude 
saniert, modernisiert und für sozia-
le Zwecke nutzt. Der Rosenthaler hat 
mit Volker Devermann, dem Ge-
schäftsführer der Koepjohann’schen 
Stiftung, über das geplante Projekt 
gesprochen:

Rosenthaler: Welches Vorhaben 
soll in der Tieckstraße17 umgesetzt 
werden?
Devermann: Die Koepjohann’sche 
Stiftung plant, im Gebäude zusätz-
lichen Wohnraum für wohnungslo-
se und von Obdachlosigkeit bedrohte 
Frauen und ihre Kinder zur Verfügung 
zu stellen. Mit diesem Angebot möch-
ten wir den Frauen Chancen eröffnen, 
wieder einen geregelten Alltag zu ha-
ben und sich auf ein Leben in der ei-
genen Wohnung vorzubereiten. Schon 
jetzt betreibt die Stiftung den Frauen-
treff „Sophie“ in der Albrechtstraße. 

Nun wird in der Tieckstraße ein wei-
terer Treff entstehen. 
Rosenthaler: Wie sehen die Planun-
gen für das Gebäude im Einzelnen aus?
Devermann: Im Hochparterre wird 
die Stiftung vier Appartements ein-
richten, in denen bis zu sechs Perso-
nen leben können. Diese Apparte-
ments sind für wohnungslose Frauen 
aus der Klientel des Frauentreffs und/
oder Mütter mit Kindern, die von 
Obdachlosigkeit bedroht sind und 
dort vorübergehend wohnen können, 
konzipiert.

Zudem werden zwei Etagen und 

das Dachgeschoss an das Diakonische 
Werk Berlin-Stadtmitte vermietet. 
Die Diakonie stattet diese Räumlich-
keiten selbst aus und schafft insgesamt 
25 zusätzliche Wohnmöglichkeiten. 
Diese werden dann in enger Koope-
ration mit unseren Frauentreffs zur 
Verfügung gestellt. Im Souterrain soll 
die neue Tagesstätte als Anlaufpunkt 
für Frauen in Not untergebracht wer-
den. Die erste Einrichtung der Stif-
tung in dieser Art befindet sich in der 
Albrechtstraße. 

Der Grundgedanke ist, dass der 
Frauentreff „Sophie“ in der Albrecht-
straße mit diesem neuen Angebot in 
der Tieckstraße weiter ergänzt wird 
und die Stiftung so an beiden Standor-
ten eine lückenlose tägliche Betreuung 
und soziale Begleitung auch an Wo-
chenenden und Feiertagen gewährleis-
ten kann.
Rosenthaler: Das scheint ein gut 
durchdachtes und sehr besonderes 
Vorhaben zu sein.
Devermann: Ja. DieKoepjohann’sche 
Stiftung möchte dort ein spezielles 
Wohnraumangebot etablieren und be-
dürftige Frauen professionell unter-
stützen. Ein vergleichbares Projekt in 
Berlin, gerade hier in Mitte, ist uns 
bisher nicht bekannt. Aus den lang-
jährigen Erfahrungen der Arbeit un-
seres Frauentreffs „Sophie“ wissen wir, 
dass solche Wohnangebote fehlen und 
dringend gebraucht werden. 

Die Obdachlosigkeit von Frauen 
hat in den letzten Jahren stark zuge-
nommen. Anfangs waren wir skep-
tisch. Doch nun sind es viel mehr 
Frauen, die unsere Hilfe in Anspruch 
nehmen wollen und hier Halt suchen.
Rosenthaler: Können Sie uns sagen, 
wann die Baumaßnahmen abgeschlos-
sen sein sollen?
Devermann: Wir versuchen, in Kür-
ze mit der Sanierung zu beginnen und 
planen die Fertigstellung zu Anfang 
2018. Es wäre sehr schön, wenn 31 
Frauen für die kommenden zwei Jahre 
eine Wohnmöglichkeit hätten und sich 
stabilisieren könnten. Natürlich hoffen 
wir ebenso, dass sie im Anschluss be-
zahlbaren Wohnraum finden. 

Janka Haverbeck

Die Golgatha-Kirche in der Bor-
sigstraße ist vielen in der Ro-

senthaler Vorstadt bekannt. Dass sich 
im Hinterhof der Kirche Historisches 
vollzog, wissen hingegen die wenigs-
ten. Da, wo sich heute ein studenti-
sches Wohnheim, die Evangelische 
Studentengemeinde und ein diako-
nisches Begleitprogramm für auslän-
dische Studierende befinden, wurde 
eine Revolution mit vorbereitet. 

Denn zu DDR-Zeiten verbarg sich 
hinter der Kirche das „Sprachenkon-
vikt“, eine Nische für Christen in der 
DDR, die dort einen Ort  der freien 
Bildung, geistigen Auseinandersetzung 
und politischem Engagements aufrecht-
erhalten konnten. Dozenten und Stu-
dierende beteiligten sich an der Bürger-
bewegung „Demokratie jetzt“, so z.B. 
Wolfgang Ullmann, und setzten sich 
vielfältig für eine demokratische Erneu-
erung der DDR ein. Auch der heutige 
Chef des Bundespräsidialamtes Stephan 
Steinlein lernte am Konvikt. 

1989 wurde von hier aus von Absol-
venten des Sprachenkonvikts die Grün-
dung der SDP, der sozialdemokratischen 
Partei in der DDR, geplant. Absolven-
ten und  Lehrende des Konvikts sind wie 
ein Who is Who der Berliner Wende – 
Richard Schröder, Martin Gutzeit, Stef-
fen Reiche, Markus Meckel spielten da-
bei eine zentrale Rolle.

1991 wurde das „Sprachenkonvikt“ 
als Kirchliche Hochschule mit der Theo-
logischen Fakultät der Humboldt-Uni-
versität fusioniert. Das Konvikt blieb als 
Studierendenwohnheim bestehen.

2009 war der Fortbestand des Stu-
dentenwohnheims bedroht. Wegen der 
hohen Kosten für Sanierungsarbeiten  

plante die Kirche, das Objekt zu verkau-
fen. Dagegen wandten sich die Bewoh-
ner und viele ehemalige Lehrende und 
Absolventen. Es wurde ein Förderverein 
gegründet, in welchem auch die sozial-
demokratische Bundestagsabgeordnete 
Eva Högl Mitglied ist.

Vom damaligen BVV Vorsteher 
Uli Davids (SPD)  wurde zu Runden 
Tischen eingeladen.  Seither wird um 

den Fortbestand des Studentenwohn-
heims  gerungen.  Die Kirche hat zwar 
von den Verkaufsplänen Abstand ge-
nommen, gesichert ist die Zukunft aber 
noch nicht. 

Seit dem 23. April 2017 steht  vor dem 
Gebäude  Borsigstraße 5  in Berlin Mit-
te eine Stele, die an die Geschichte die-
ses Hauses erinnert. Und an viele Ge-
schichten, von  denen der Vorsitzende des 

Fördervereins, Prof. Dr. Wolf Krötke, zu 
erzählen weiß, so von der Verhaftung des 
Ephorus Gerhard Lorenz 1982, weil er 
Spenden in (West-) D-Mark in Ostgeld 
„umgerubelt“ hatte, um Sanierungsmaß-
nahmen zu finanzieren.

                               Gundula Lütgert
Weitere Informationen finden sich 
auf der Website des Fördervereins: 
www.daskonvikt.de     
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Angebot für wohnungslose Frauen
Die Koepjohann’sche Stiftung will weibliche Obdachlose von der 
Straße holen. In der tieckstraße 17 plant sie neben Appartments 

auch die Einrichtung einer tagesstätte. 

tErMINE 

Eva Högl 
unterwegs

Die SPD-Direktkandidatin für Ber-
lin-Mitte treffen Sie in ihrem Wahl-
kreis unter anderem bei folgenden 
Terminen und Veranstaltungen:
•	Samstag, 26. August, 14.00 Uhr: 

Kiezspaziergang „Tucholsky“ mit der 
SPD-Abteilung 6 und Hans-Günter 
Mahr. Treffpunkt ist der „Ulanen-
gedenkstein“ an der Claire-Waldoff-
Promenade in der Heinrich-Zille-
Siedlung in Moabit

•	Dienstag, 29. August, 15.00 Uhr: 
Kaffeeklatsch mit Nachbarinnen und 
Nachbarn im Haus Mettmann 

•	Mittwoch, 30. August, 18.30 Uhr: 
„Bürger fragen Politiker antworten“ 
im Sprengelhaus mit den Direkt-
kandidatinnen und -kandidaten von 
Berlin-Mitte

•	Montag, 4. September, 18.00 Uhr: 
Diskussion mit Bundesarbeitsminis-
terin Andrea Nahles im ExRotaprint, 
Projektraum „Glaskiste“. Dabei geth 
es um Fragen wie „Was bedeutet die 
Digitalisierung für unsere Arbeitsplät-
ze?“ oder „Wie können wir die Digita-
lisierung erfolgreich gestalten, gute Ar-
beit und sichere Renten garantieren?“.

Ihre Gesichter zieren seit Kurzem 
etliche Wahlplakate in Berlin-Mit-
te. Zur Bundestagswahl am 24. Sep-
tember fordern Frank Henkel, Öz-
can Mutlu, Stephan Rauhut und 
Katharina Ziolkowski die SPD-Spit-
zenkandidaten Eva Högl im Wahl-
kreis 75 (Berlin-Mitte) heraus.  
Der Rosenthaler hat die wich-
tigsten Fakten zu den  anderen 
Kandidatinnen und Kandidaten 
zusammengestellt.
*Frank Henkel (CDU)
Bei der letzten Abgeordnetenhaus-
wahl war der damalige Innensenator 
noch Spitzenkandidat der Berliner 
CDU für das Amt des Regierenden 
Bürgermeisters. Wegen des schlech-
ten Wahlergebnisses gab der 53-jäh-
rige sein Amt als Landesvorsitzender 
auf und schied aufgrund der Bildung 
der neuen rot-rot-grünen Koalition 
im Dezember 2016 aus dem Berli-
ner Senat aus. In dieser Legislaturpe-
riode ist Frank Henkel Mitglied des 
Abgeordnetenhauses und sitzt für 
die CDU im Wirtschaftsausschuss.
*Özcan Mutlu (Bündnis 90/Die 
Grünen)
Der 49-jährige trat bereits 2013 im 
Wahlkreis Berlin-Mitte an, verlor 

aber gegen die SPD-Kandidatin.  
Daraufhin zog er über die Landes-
liste der Grünen in den Deutschen 
Bundestag ein. Dort wirkte er in der 
letzten Legislaturperiode als Spre-
cher für Bildungs- und Sportpolitik 
seiner Fraktion. Zuvor war Mutlu 
von 1999 bis 2013 Mitglied  im Ber-
liner Abgeordnetenhaus. 
*Stephan Rauhut (Die Linke)
Der studierte Ingenieur (45) arbeite-
te viele Jahre in einem großen deut-
schen Luftfahrtunternehmen bevor 
er sich 2004 nochmals an der Uni-
versität einschrieb, um dort Theolo-
gie zu studieren. Im Stadtteil Moabit 
engagiert er sich für den leerstehen-
den Campus der Reformationskir-
che in der Beusselstrasse und ist Ge-
schäftsführer des Modellprojekts 
REFO-Campus der Evangelischen 
Kirche.
*Katharina Ziolkowski (FDP)
Die 44-jährige Juristin arbeitet im 
Bundesministerium der Verteidi-
gung als Spezialistin für Cybersi-
cherheit und Cyber-Recht. Sie be-
geistert sich insbesondere für die 
Themen Cyberpolitik, Technik und 
internationale Sicherheitspolitik.                      

 Martin Vogt

Die Anderen 
Diese Kandidatinnen und Kandiaten treten 

unter anderem neben SPD-Spitzenkandidatin 
Eva Högl zur Bundestagswahl an:

Weitere termine und Veran-
staltungen mit eva Högl finden 
Sie online auf www.eva-hoegl.de/
kalender.

Seit 2009 vertritt Eva Högl Berlin-
Mitte im Deutschen Bundestag. Am 
24. September ringt die stellvertre-
tende Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion zum dritten Mal um das 
Direktmandat. Der Rosenthaler hat 
nachgefragt, welche Themen der Ju-
ristin in ihrem Wahlkreis dabei be-
sonders am Herzen liegen.
Rosenthaler:
Sie bewerben sich zum dritten Mal für 
den Deutschen Bundestag und haben 
in Ihrer Zeit schon Regierung, Opposi-
tion und wieder Regierung erlebt. Was 
ist besser?
Högl: Auch wenn kritische und kons-
truktive Opposition für unsere Demo-
kratie ganz wichtig ist, macht mir mei-
ne Arbeit als Bundestagsabgeordnete 
mehr Freude, wenn die SPD an der Re-
gierung beteiligt ist. Denn nur als Teil 
der Regierung und mit einer Mehrheit 
im Parlament ist es möglich, politisch 
zu gestalten und ganz konkrete Verbes-
serungen für die Menschen in unserem 
Land zu erreichen.
Rosenthaler: Wie ist die Bilanz der SPD 
in der Großen Koalition? Mehr Haben 
oder mehr Soll?
Högl: Die Bilanz der vergangenen vier 
Jahre zeigt deutlich: Es ist gut, wenn die 
SPD regiert. Auch wenn eine große Ko-
alition schwierig ist, war die SPD ein-
deutig der Motor dieser Koalition. Trotz 
teilweise erheblichen Widerstands von 
CDU/CSU konnten wir viele wichti-
ge Projekte durchsetzen – beispielsweise 
den Mindestlohn, die Mietpreisbremse, 
die Frauenquote, die Reform des Sexu-
alstrafrechts und das Integrationsgesetz.
Rosenthaler: Warum brauchen wir ei-
nen neuen Kanzler?
Högl: Martin Schulz steht aufgrund sei-
ner langjährigen Erfahrung als Europa-
politiker für ein gerechtes Deutschland in 
einem friedlichen und geeinten Europa. 
Ich bin überzeugt, dass er der richtige ist, 
um unser Land als Bundeskanzler durch 
den Fokus auf die Themen Zukunft, 

Gerechtigkeit und Europa zu stärken 
und zu modernisieren. Denn als Antwort 
auf die Hetze derjenigen, die unsere Ge-
sellschaft spalten wollen, braucht es eine 
starke sozialdemokratische Stimme für 
Gerechtigkeit, Zusammenhalt und Res-
pekt in unserer Gesellschaft.
Rosenthaler: Was ist für Ihren Wahl-
kreis, was ist für Berlin-Mitte das Wich-
tigste in den nächsten vier Jahren?
Högl: In meinem Wahlkreis mache ich 
Politik für alle Menschen, die hier leben 

und arbeiten. Besonders am Herzen lie-
gen mir der soziale Zusammenhalt in 
unseren Kiezen und das direkte Ge-
spräch mit allen Bürgerinnen und Bür-
gern. Neben meinem Einsatz für gute 
Arbeit, eine starke Wirtschaft, Kultur 
und Bildung sowie für soziale Sicher-
heit und die Gleichstellung von Frauen 
sind mir hierbei zwei Themen besonders 
wichtig: bezahlbare Mieten und öffentli-
che Sicherheit.
Rosenthaler: Was können Sie dafür tun?

Högl: In der Mietenpolitik stehe ich 
an der Seite der Mieterinnen und Mie-
ter und engagiere mich für mehr bezahl-
baren Wohnraum. Niemand darf auf-
grund steigender Mieten aus seinem 
Kiez verdrängt werden. Die Einführung 
der Mietpreisbremse und des Besteller-
prinzips bei Maklerleistungen sowie die 
Erhöhung des Wohngeldes waren wich-
tige Schritte. Als nächstes möchte ich die 
Mietpreisbremse schärfen und Luxus-
sanierungen einen Riegel vorschieben. 
Denn gesellschaftlichen Zusammenhalt 
gibt es nur mit einem guten und sozia-
len Mietrecht.

Beim Thema öffentliche Sicherheit ist 
für mich klar, dass alle Menschen sicher 
sein und sich sicher fühlen müssen – in ih-
rer Wohnung ebenso wie am Rosenthaler 
Platz, im Weinbergspark und in der U-
Bahn. Ich setze ich mich ein für eine Stär-
kung von Polizei und Justiz ein. Dank der 
SPD werden zwischen 2016 und 2020 
über 7.000 zusätzliche Stellen bei der Bun-
despolizei geschaffen. Genau so muss es 
weitergehen! Denn eine gute und effektive 
Arbeit unserer Sicherheitsbehörden ist das 
beste Mittel, damit die Menschen sich in 
unseren Kiezen sicher leben.
Rosenthaler: Wie stehen Sie zu den Plä-
nen für eine Offenhaltung des Flughafens 
Tegel, über die die Berlinerinnen und Ber-
liner am 24. September parallel zur Bun-
destagswahl in einem Volksentscheid ab-
stimmen werden?
Högl: Durch die Schließung des Flugha-
fens werden viele Menschen auch in mei-
nem Wahlkreis endlich nicht mehr unter 
dem ständigen Fluglärm leiden müssen. 
Zugleich erhalten wir die Möglichkeit, in 
Tegel einen Zukunftsstandort für Wissen-
schaft, Wirtschaft und Wohnen zu ent-
wickeln und dadurch Wohnungen und 
Arbeitsplätze zu schaffen. Deswegen ist 
meine Haltung klar: Ich bin für die Schlie-
ßung und gegen einen Weiterbetrieb des 
Flughafens Tegel. Dafür werde ich bis 
zum 24. September auch offensiv werben.                  

Michael Donnermeyer

INtErvIEW MIt SPD-DIrEKtKANDIDAtIN Dr. EvA HöGl

„Politik für alle Menschen, die hier leben“ 
tief verwurzelt in Berlin-Mitte: Die Sozialdemokratin engagiert sich in ihrem  
Wahlkreis unter anderem für bezahlbare Mieten und öffentliche Sicherheit.

KONvIKt-GEDENKStElE AN DEr BOrSIGStrASSE 5 

 Ein Haus mit besonderer Geschichte

bild: eva högl

Das Haus in der Tieckstraße 17 hat die Koepjohann’sche Stiftung von der Evangelischen Kirchengemeine Am Weinberg übernommen. In dem 
Gebäude sollen unter anderem appartments für obdachlose Frauen eingerichtet werden.                      Foto: Janka haverbeck

Koepjohann’sche 

Über die 
stiftung

Die Koepjohann’sche Stif-
tung wurde 1792 von dem 

Schiffbaumeister und Unterneh-
mer Johann Friedrich Koepjo-
hann für „Witwen und Waisen 
der Spandauer Vorstadt“ ge-
gründet und ist eine der ältes-
ten mildtätigsten Stiftungen in 
Berlin. Das Stiftungsgebiet um-
fasst heute das ganze Gebiet der 
Evangelischen Kirchengemeinde 
am Weinberg. Die Stiftung feiert 
dieses Jahr ihr 225-jähriges Jubi-
läum und den 300. Geburtstag 
des Stifters. 

Koepjohann verfügte testamen-
tarisch, dass seine in der Spandau-
er vorstadt gelegenen Immobilien 
nach seinem tod den Grundstock 
für die Einrichtung einer Stiftung 
bilden sollten. Aus den Miet- und 
Pachteinnahmen werden bis heute 
bedürftige Frauen von der Familie 
des Stifters und der Evangelischen 
Kirchengemeinde am Weinberg mit 
Zuwendungen versorgt. 

Die Stiftungsarbeit ist im Sinne 
des Stiftungszwecks weiter ausge-
baut worden und die Stiftung finan-
ziert sowohl eigene Einrichtungen 
als auch verschiedene soziale Pro-
jekte im Stiftungsgebiet, die sich für 
Frauen, Kinder, Jugendliche und Se-
nioren einsetzen. Aktuell sucht die 
Stiftung ehrenamtliche Mitarbeite-
rinnen zur Unterstützung von Fa-
milien mit Säuglingen und Kleinkin-
dern in Krisensituationen. 

Janka Haverbeck

Mehr Informationen über die Koep-
johann’sche Stiftung finden Sie on-
line unter www.koepjohann.de

Wider das Vergessen: Der Förderverein„Konvikt Borsigstraße 5 e. V.“ hat eine Gedenkstele vor der Golgatha-Kirche errichtet. Zur Einweihung ka-
men auch SPd-Spitzenkandidatin eva högl und der ehemalige bVV-Vorsteher uli davids, ebenfalls SPd.                              Foto: detlef eden
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der Rosenthaler 

Am 24. September wählen wir die 
598 Mitglieder des Deutschen Bun-

destages. Die Hälfte davon wird direkt 
in den 299 etwa gleich großen Wahlkrei-
sen gewählt. Berlin hat davon insgesamt 
zwölf. Die Regeln hier sind einfach: Wer 
die meisten Stimmen bekommt, ge-
winnt den Wahlkreis und  zieht in den 
Bundestag ein. Im Wahlkreis 75 hier 
in Mitte reichten beim letzten Mal da-
für 28,3 Prozent der Stimmen aus. Die 
Stimme für den Direktkandidaten ist 
die Erststimme, mit ihr wählt man die 
Person, von der man sich lokal vertreten 
lassen möchte. Wer in seinem Wahlkreis 
die meisten Erststimmen gewinnt, zieht 
in jedem Fall in den Bundestag ein.

Die zweite Hälfte der Bundestags-
abgeordneten wird von der Ver-

teilung der Zweitstimme bestimmt. 
Mit ihnen wählt man eine Partei, die 
im Vorfeld der Bundestagswahl ihre 
Kanidaten auf einer Landesliste zu-
sammengestellt hat. Hier geht es also 
um sie und nicht um komkrete Person 
wie bei der Erststimme. 

Entscheidend ist, dass von der 
Zweitstimme die Zusammensetzung des 
Bundestages abhängt. Ihre Verteilung 
bestimmt die Anzahl der Sitze, die die 
Parteien jeweils im Bundestag erhalten. 
Die Zweitstimme entscheidet nämlich 
über die Prozente, die eine Partei erhält 
– sie bestimmt die Balken der Hoch-
rechnungen im Fernsehen und ist inso-
fern die „wichtigere“ Stimme.

Wenn die Anzahl der Mandate 
für eine Partei nach der Aus-

zählung der Zweitstimmen feststehen, 
wird die Zahl der erworbenen Direkt-
mandate von der  Gesamtzahl der er-
worbenen Sitze abgezogen. Die noch 

verbleibenden Sitze werden dann über 
die vorab zusammengestellten Listen 
der Parteien besetzt. Auch hier wird 
auf eine regionale Verteilung geachtet, 
denn die Listen der Parteien sind nach 
Bundesländern aufgeteilt. In Berlin 
gibt es zwölf Sitze, die nach den Listen 
besetzt werden. Insgesamt werden also 
in Berlin bei der kommenden Bundes-
tagswahl 24 Abgeordnete gewählt.

Wenn eine Partei bei der Bundes-
tagswahl mehr Direktmandate 

erhält, als ihr nach den Prozenten der 
Zweitstimmen zustehen, dann sind 
alle ihre Listen bedeutungslos. Da aber 
jeder gewählte Direktwahlkreisabge-
ordnete auf jeden Fall in den Bundes-
tag kommt, erhöht sich in einem sol-
chen Fall die Zahl der Mandate des 
Bundestages, bis das Verhältnis nach 
den Zweitstimmen wieder stimmt. 
Das sind die sogenannten Überhangs-
mandate. In dem beschriebenen Fall 
gibt es dann mehr als die eigentlich 
598 vorgesehenen Abgeordneten. Das 

war übrigens bei den letzten Bun-
destagswahlen 2013 der Fall; der ak-
tuelle Bundestag hat insgesamt 631 
Abgeordnete, von denen 33 über 
Überhangsmandate in den Bundestag 
eingezogen sind.

Die Erststimme ist Personenstim-
me, die Zweitstimme ist Partei-

enstimme. Jeder kann also mit seiner 
ersten Stimme eine Kandidatin oder 
einen Kandidaten wählen, die oder 
der einer anderen Partei angehört, als 
der Partei, die man mit seiner Zweit-
stimme gewählt hat. Ein solches Ver-
halten nennt man Stimmensplitting. 
Es soll den Wählerinnen und Wählern 
ermöglichen, verschiedene Personen 
und Parteien zu wählen. Bei der letz-
ten Bundestagswahl haben etwas we-
niger als ein Viertel aller Wähler das 
Stimmensplitting genutzt und ihre 
Erst- und Zweitstimme an Abgeord-
nete unterschiedlicher Parteizugehö-
rigkeit vergeben.

1670 Zeichen                             

Schritttempo am Arkonaplatz
Das Bezirksamt hat gehandelt: Ab sofort müssen Autofahrer  

vor der Grundschule auf die Bremse treten 

BUNDEStAGSWAHl 2017

Wie wird gewählt?
Zweitstimme wichtiger als  Erststimme, Direktwahlkreis, listenkandidat, 

Stimmensplitting  – wie hängt das eigentlich alles zusammen? Das Wahlrecht ist keine 
Wissenschaft für sich, sondern eigentlich ganz klar und in wenigen Minuten zu erklären.

WAS WIrd mIt 
der erStStImme 

geWäHlt?

WAS WIrd mIt 
der ZWeItSImme 

geWäHlt?

WIe VerHAlteN 
SIcH dIrekt-

mANdAt uNd 
lISteNmANdAt?

WAS ISt eIN 
ÜberHANgS-

mANdAt?

WAS ISt StImmeN-
SplIttINg?

ABStIMMUNG IN BErlIN 

lange 
Stimmzettel
Bereits sieben Wochen vor der 

Bundestagswahl am 24. Septem-
ber sind die Berliner Stimmzettel in 
Druck gegangen. Wahlberechtigt 
sind in der Hauptstadt aktuell etwa 
2,5 Millionen Menschen, aber rund 
2,7 Millionen Stimmzettel werden 
zur Wahl vorliegen – sicher ist sicher, 
denn es kann immer mal vorkommen, 
dass sich Wähler in der Kabine ver-
schreiben und dann neue Wahlzettel 
benötigen. 

Eine andere Besonderheit in diesem 
Jahr ist, dass die Wahlzettel besonders 
lang sind.  Je nach Wahlkreis werden die 
Wählerinnen und Wähler zwischen 60 
und 75 Zentimeter Recyclingpapier vor 
sich ausbreiten können, um ihre Kreuze 
zu machen. Schließlich treten immerhin 
24 Parteien mit Landeslisten im Kampf 
um die Zweitsimmen an, hinzu kommen 
die unabhängigen Direktkandidaten für 
die Erststimmen. Wichtig zu wissen: Es 
gibt für die Erst- und Zweitstimmen nur 
einen Stimmzettel.

Wem der Kampf mit den langen 
Wahlzetteln zu anstrengend ist, der kann 
auch zu hause wählen. Die Landeswahl-
leitung rechnet mit etwa 600.000 Brief-
wählern. Für Blinde und Sehbehinderte 
gibt es eine Schablone, die ihnen dabei 
hilft, die Wahlzettel korrekt auszufüllen. 
Ihnen fehlt übrigens auch unten eine 
Ecke, damit Menschen mit Sehbehin-
derung feststellen können, was Vor-
der- und Rückseite ist.    

Carolin Becker

WISSEnSWErtES zUM 
tEGEl-VolKSEntSchEID

reichen die Kapazitäten am 
Flughafen Berlin-Branden-
burg Willy-Brandt (BEr)?
2016 flogen 33 Millionen Passagie-
re über tegel und Schönefeld. Bei 
Eröffnung des Flughafens BEr wird 
mit 36 Millionen Passagieren ge-
rechnet. Der neue Flughafen schafft 
die Abfertigung von 27 Millionen 
Passagieren. Hinzu kommen das 
terminal Schönefeld SXF mit bis zu 
13 Millionen und weiteren 8 Milli-
onen Passagiere durch den bereits 
geplanten terminal-Anbau für Billig-
flieger (Nordseite BEr). Dafür rei-
chen zwei Startbahnen aus.

Wäre ein Weiterbetrieb tegels 
neben dem BEr profitabel?
Das wird behauptet, ist aber ein Irr-
tum. Mit der BEr-öffnung wird sich 
der Großteil des Flugverkehrs nach 
Schönefeld verlagern. Dem kosten-
intensiven Flughafenbetrieb stünden 
dann wesentlich reduzierte Einkünf-
te gegenüber. Außerdem müssten 
viele Investitionen z.B. im Bereich 
Sanierung der Gebäude und Start-
bahnen getätigt werden. Ab 2019 
gelten auch für tegel gesetzlich er-
weiterte Schallschutzbestimmun-
gen. Auch das würde zusätzlich vie-
le Millionen Euro kosten.

Muss tegels zwingend ge-
schlossen werden, wenn der 
BEr in Betrieb geht?
Sechs Monate nach der Inbetrieb-
nahme des BEr soll tegel geschlos-
sen werden. voraussetzung für 
das Planungsrecht für den Flug-
hafen Berlin-Brandenburg Wil-
ly Brandt ist u. a. die Schließung des 
Flughafens tegel. Dies wurde vom 

Bundesverwaltungsgericht mit Blick 
auf die Planungsrechtfertigung 2006 
ganz klar festgestellt. Zu bedenken 
ist auch, dass beim parallelen Betrieb 
beider Flughäfen die Flugrouten neu 
geregelt werden müssten – das hät-
te eine weitere lärm- und Gesund-
heitsbelastung für mehr Menschen 
zur Folge.

Kann Berlin alleine über den 
Weiterbetrieb entscheiden?
Nein! Brandenburg und der Bund 
haben als Anteilseigner ein Mitspra-
cherecht und lehnen beiden einen 
Weiterbetrieb ab.

Was steht im Koalitionsver- 
trag?
„Im Interesse der lärmentlastung 
breiter Bevölkerungsschichten und 
wegen der Auflagen in der Planfest-
stellung des BEr und der fehlen-
den Genehmigung des Betriebs des 
Flughafens tegel nach deutschem 
recht wird der Flughafen tegel 
geschlossen.“

Ist das Ergebnis des Volks-
entscheids für den Senat 
bindend?
Im Gegensatz zu früheren Ent-
scheiden haben die Initiatoren kei-
nen Gesetzesentwurf zur Abstim-
mung vorgelegt. Es handelt sich um 
einen nicht verbindlichen Appell. 
Unterstrichen werden muss, dass 
die Offenhaltung für tegel nicht in 
die alleinige Gesetzgebungskompe-
tenz des landes Berlin fällt. 

Mehr Informationen zum Volks-
entscheid finden Sie online unter 
www.tegel-volksentscheid.de
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